Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


a. 1339) Geſetz, betreffend die Aufhebung der §. 30. bis 33. Titel 1. Theil II. des All⸗ 
95 gemeinen Landrechts und der damit 90 genden Beſtimmungen. 
Vom 22. Aae 1869. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


ene mit dee beider Häuſer des Landtages se Monarchie, was folgt: 


Einziger Artikel. 


Dis Cheperbot wegen Ungleichheit des Standes (8. 30. bis 33. Tit. 1. 

des Allgemeinen Landrechts) iſt mit allen ſeinen Folgen aufgehoben. 
en, welche dieſem Verbote zuwider geſchloſſen find, bedürfen du ihrer Gültig⸗ 
der nochmaligen feierlichen Vollziehung nicht. N 


. sh Urkundlich unter Unferer Höchſeigenhän 1 e 905 e i 
Kön öniglichen Inſtegel. 


f ai Gegeben ad den 22. Februar 1659. e N 
G. 15 Wilhelm. 5 


on v. Bismard- Schönhauſen. ee v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. = Nüß ler 05 * Gr. zu . 
„ en | 
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Jahrgang 1869. (Nr. 7339-7340) I 18 (Nr. 7340.) 
isgegeben zu Berlin den 4. März 1869. 


(Nr. 73400 Geſetz wegen Aenderung der Stempelſteuer in der Provinz Hannover. Vom Bi 
24. Februar 1869. N A 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ae. 1 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


9 


Die in der Provinz Hannover neben der Verordnung vom 19. Juli 1867. 
(Geſetz⸗Samml. S. 1191.) in Kraft gebliebenen Beſtimmungen des Stempel⸗ 
efehes vom 30. Januar 1859. kommen fortan nur noch bei den gerichtlichen 
Behörden „denen die Gerichtsvorſitzenden, die Staatsanwaltſchaften, die beauf⸗ 
tragten Richter und die Gerichtsſchreiber beizuzählen ſind, und bei denſelben nur 
in folgenden Angelegenheiten zur Anwendung: 


J) in denjenigen gerichtlichen Angelegenheiten, in welchen das Verfahren 
durch die bürgerliche Prozeßordnung vom 8. November 1850. und die 
dazu ergangenen ergänzenden und abändernden Vorſchriften geregelt wird; 


2) in den durch die Verordnung vom 4. September 1867. (Geſetz »Samml. 
S. 1444.) den Obergerichten übertragenen nicht prozeſſualiſchen Angelegen⸗ 
heiten und in allen bei gerichtlichen Behörden vorkommenden Vormund⸗ 
ſchafts⸗ und Kuratel⸗, Hypotheken⸗, Depoſiten⸗ und Nachlaß⸗Regulirungs⸗ 
ſachen, jedoch mit Ausſchluß der bei Bearbeitung ſolcher Sachen etwa 
vorfallenden Verhandlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche ſo⸗ 
5 von Notarien als von gerichtlichen Behörden vorgenommen werden 
önnen. N | 


$..2. 


Die Stempelabgaben von Eingaben, Geſuchen, Prozeßſchriften, ſchrift? 
lichen, die Stelle mündlichen Vertrages vertretenden Rezeſſen und von Rech⸗ 
nungen, ingleichen von Abſchriften, Anlagen und Auszügen, welche in den im 
F. 1. genannten, dem Stempelgeſetz vom 30. Januar 1859. unterworfenen un⸗ 
gelegenheiten bei gerichtlichen Behörden eingereicht werden, find auch ferner, vor 
behaltlich der im F. 5. unten beſtimmten Ausnahme, nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften zu berechnen und werden ohne Stempelverwendung als Gebühr erhoben. 


§. 3. | 

Außerdem bewendet es in Betreff der Stempelabgaben von Ausfertigungen 

und Verhandlungen der Gerichtsvögte und deren Gehülfen lediglich bei den 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften. i 
i Gi 2 

In allen anderen, als den in den 8. 1. bis 3. bezeichneten Fällen - 

5 in⸗ 


5 


inſonderheit in allen Verwaltungs⸗ und Juſtiz⸗Verwaltungsſachen, bei Verhand⸗ 

lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche ſowohl von Notarien als von ge⸗ 

richtlichen Behörden vorgenommen werden können u. |. w. — find fortan in der 

Provinz Hannover die in der anliegenden von Uns vollzogenen zweiten Abthei⸗ 

lung des Stempeltarifs beſtimmten Stempelabgaben nach Vorſchrift der Ver⸗ 
ordnung vom 19. Juli 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1191.) zu erheben. 


$. 5. 


Auf diejenigen Gegenſtände, welche dem anliegenden Tarife unterworfen 
ſind, finden, wenn dieſelben oder davon gefertigte Abſchriften oder Auszüge in 
den im §. 1. bezeichneten Angelegenheiten bei gerichtlichen Behörden eingereicht 
oder von letzteren den Parteien mitgetheilt werden, die Vorſchriften des Stempel⸗ 
echte vom 30. Januar 1859. und namentlich die Poſitionen 4. (Abfchriften), 
(Anlagen), 16. (Auszüge) des Tarifes von demſelben Tage keine Anwendung. 


S 


§. 6. 


S In Betreff der Befreiungen von den nach der anliegenden zweiten Ab⸗ 

theilung des Tarifes zu entrichtenden Stempelabgaben find die in den 98. 3. 
. 1 = der Verordnung vom 19. Juli 1867. enthaltenen Vorſchriften maaß⸗ 
gebend. 


Ferner ſind von der Stempelſteuer befreit: 


1) Geſuche, welche Gläubiger des Staates, öffentlicher Anſtalten und Ge⸗ 
meinden an Behörden richten, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen, 
und die darauf ertheilten Beſcheide ) 


2) polizeiliche Verhandlungen und Geſuche in Bauangelegenheiten und 
Baukonſenſe 


5 3) Verhandlungen, welche ſich auf die Beauffichtigung der W von 
Verſicherungen bei in⸗ oder ausländiſchen Feuerverſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaften durch die Polizei-Obrigkeit des Wohnortes des Verſicherungs⸗ 
ſuchenden beziehen / 
4) Verhandlungen in Vormundſchaftsſachen, ſofern der Bevormundete aus 
eigenen Einkünften unterhalten werden muß, und dieſe nach Abzug der 
Verpflegungs- und Erziehungskoſten keinen Ueberſchuß gewähren 
5) Verhandlungen in dem auf Grund des Geſetzes vom 14. Mai 1852. 
über die vorläufige Straffeſtſetzung wegen Uebertretungen ſtattfindenden 
Verfahren : 
6) Geſuche um Ertheilung von Reifepäffen; 


7) polizeiliche Erlaubnißſcheine zum Betriebe der Gaſt⸗ oder Schankwirth⸗ 
ſchaft und zum Kleinhandel mit Getränken; 
Gr. 7340 48* 8) Ver⸗ 


9) Beglaubigungen von Prozeßvollmachten in ſolchen Fällen, in denen es 

nach den altländiſchen Vorſchriften einer Beglaubigung nicht bedarf; 
1.0) die nach F. 529. der bürgerlichen Prozeßordnung vom 8. November 1850. 
zu ertheilenden Vollſtreckungsklauſeln. | 


Set 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1869. in Kraft. 5 
In allen fortan der beigefügten zweiten Abtheilung des Tarifes unter⸗ 


liegenden Fällen, welche vor dem I. April 1869. vorgekommen ſind, bewendet 
es bei den bisherigen Vorſchriften. N RE 


8 
Unſer Finanzminiſter ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


5 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 = 


Gegeben Berlin, den 24. Februar 1869. 
Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Ro on. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
5 Leonhardt. = : 
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Zweite Abtheilung. 
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F . 2... cr ee 
ft jedoch zu der ftempelpflichtigen Verhandlung ſelbſt 
nur ein geringerer Stempel nöthig geweſen, ſo bedarf es 
deſſen auch nur zur beglaubigten Abſchrift (vergl. $. 10. 

der Verordnung vom 19. Juli 1867.) f 
61. Atteſte, amtliche, in Privatſachee n 
{ Zeugniſſe, welche, von wem es auch fei, nur allein 
zu dem Zweck ausgeſtellt werden, um auf Grund derſelben 
ein amtliches Atteft ausfertigen zu Laffen, find nicht ſtempel⸗ 


pftche a 
lle amtlichen Atteſte, welche nur deshalb ausgefer⸗ 
tigt werden, damit der Inhaber ſeine Berechtigung zum 
Genuſſe von Wohlthaten, Stiftungen und anderen Dis⸗ 
pofitionen für Dürftige dadurch nachweiſen könne, ſind 

ſtempelfrei. 
Alle Atteſte, welche die Pfarrer von Amtswegen in 
Bezug auf kirchliche Handlungen ertheilen, mit alleiniger 
Ausnahme der Geburts⸗ oder Tauf⸗, Trauungs⸗ und 
Todten⸗ oder Beerdigungsſcheine, bedürfen keines Stempels. 
Diejenigen Atteſte, welche bei öffentlichen Kaſſen als 
Rechnungsbelag, wegen Zahlung der Wartegelder und 
Penſionen von den Empfängern eingereicht werden müſſen, 
Iſind ſtempelfrei. 

62. Ausfertigungen, amtliche, inſofern fie im gegenwärtigen 


Der Stempel von 15 Sgr. iſt für Ausfertigungen 


Nr. 7340.) 


63. 


64, 
65. 


66. 
67. 


Bloße Benachrichtigungen der Behörden an die Bitt⸗ 
ſteller, wodurch 
daß ihr Geſuch eingegangen ſei, 

zu gewärtigen haben, ſind ohne Stempel zu erlaſſen. 

Beſcheide derjenigen Staats- und Kommunalbehörden 
und Beamten, welchen eine richterliche oder polizeiliche 
Gewalt, oder die Verwaltung allgemeiner Abgaben anver⸗ 
traut iſt, auf in ihrer amtlichen Eigenſchaft an ſie gerich⸗ 
tete Geſuche, Anfragen und Anträge in Privatangelegen⸗ 
heiten, ſind in der Regel für ſtempelpflichtige Ausfertigungen 
zu achten, wenn ſie eine Entſcheidung oder Belehrung in 
der Sache ſelbſt enthalten, welche dem Bittſteller darauf 
zugefertigt wird, ſie mögen nun in Form eines Antwort⸗ 
ſchreibens, einer Verfügung oder Dekretsabſchrift, oder 
eines auf die zurückgehende Bittſchrift ſelbſt geſetzten Dekrets 
erlaſſen werden. 

Inwieweit beſondere Gründe eine Ausnahme von 
dieſer Regel rechtfertigen und eine ſtempelfreie Beſchei⸗ 
dung auch in den vorgedachten Fällen veranlaſſen können, 
bleibt dem billigen Ermeſſen der Behörden anheimgeſtellt. 

Anmerkung. Der Gebrauch des Stempelpapiers iſt 
nur davon abhängig gemacht, daß die Behörde, vor wel- 
cher ein an ſich ſtempelpflichtiger Gegenſtand des Pripat⸗ 
intereſſes verhandelt wird, die amtliche Eigenſchaft einer 
richterlichen, einer polizeilichen oder einer Abgaben ver⸗ 
waltenden Behörde beſitze, nicht aber davon, daß ſie auch 
in der Eigenſchaft einer ſolchen Behörde auf das vor ihr 
verhandelte Geſchäft amtlich eingewirkt habe. 

Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amt⸗ 
lich geführten Büchern, Regiſtern und Rechnungen, wenn 
ſie für Privatperſonen auf ihr Anſuchen ausgefertigt 
werden 

Beilhrieſe 5 1 ee Kr 

Berichte, welche von gerichtlichen und Verwaltungs Behör- 
den an ihre Vorgeſetzten erſtattet werden, ſind auch dann, 
wenn ſie Privatangelegenheiten betreffen, von Stempel⸗ 
n aa are SET TEE ro 5 


Beſcheide, schriftliche, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 
Beſchwerdeſchriften, ſ. Geſuche. 


und ſie darauf Beſcheid 


iin , eee eee ee 


ihnen nur vorläufig bekannt gemacht i 


68. Beſtätigungen, ſofern für beſondere Gattungen derſelben 
nicht ein beſonderer Tarifſatz ſtattfindet, wie Ausfer⸗ 
10 ſ. dieſe (ſ. auch Poſition 10. des Tarifs vom 
19. Juli 1867.) 


Bittſchriften, ſ. Geſuche. 

Bui é 

Chartepartien, wenn ſie bei einem Handelsgerichte oder 
einer anderen gerichtlichen, Polizei- oder Kommunal⸗ 
Behörde ausgefertigt werden, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 

Conzeſſionen, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 

Dekrete, wenn ſie ſtatt Ausfertigungen dienen, wie dieſe, 
ſ. Ausfertigungen. 


Dienſtentlaſſungen der Beamten, ſ. Abſchiede. 


Duplikate von ſtempelpflichtigen Verhandlungen, wie be⸗ 
glaubigte Abſchriften, ſ. Abſchriften. 
Ehe- und Trauſcheine, wie amtliche Atteſte, ſ. dieſe. 
Eingaben, ſ. Geſuche. x 
Gramtmahong- Protokolle 
Extrakte, ſ. Auszüge. ö 5 
Geburtsſcheine und Taufſcheine, wie amtliche Atteſte, 
ſ. dieſe. ' 

Geſuche, Beſchwerdeſchriften, Bittſchriften, Eingaben, welche 
ein Privatintereſſe zum Gegenſtande haben und bei ſolchen 
Staats- und Kommunalbehörden oder Beamten eingereicht 
werden, welchen die Ausübung einer richterlichen oder poli⸗ 
zeilichen Gewalt übertragen iſt, oder welchen die Verwaltung 
öffentlicher allgemeiner Abgaben obliegen 

Bloße Beſchleunigungsgeſuche, welche keine zur Sache 
ſelbſt gehörige Erörterungen oder Anträge enthalten, be⸗ 
dürfen keines Stempels. Die Beſtimmung in der An⸗ 
merkung zu Poſition 62. findet auch in Betreff der Geſuche 
Anwendung. f a 

Iſt zu ſtempelpflichtigen Geſuchen und Bittſchriften 
der tarifmäßige Stempel von 5 Sgr. nicht gebraucht, ſo 
ſoll die Nachbringung deſſelben nicht verlangt, auch die 
ordentliche Stempelſtrafe deshalb nicht eingezogen, ſondern 


frei. 


dies Verfahren nur dadurch beahndet werden, daß der 
Stempel des Beſcheides auf ein ſolches Geſuch um 15 Sgr. 
erhöht oder, wenn die Beſcheidung außerdem ſtempelfrei 
geweſen wäre, ein Stempelbogen von 15 Sgr. verbraucht 
wird. Kann nicht ſogleich Beſcheid erfolgen, ſo iſt dem 
Bittſteller ein ſolcher Stempelbogen kaſſirt ſtatt Strafdekrets 
zu überſenden und der Betrag von ihm einzuziehen. 


Gutachten der Sachverſtändigen, wenn ſie bei ſtempel⸗ 
pflichtigen Verhandlungen gebraucht werden f 

Heirathskonſenſe für Beamte 

Inventarien, welche zum Gebrauche bei ſtempelpflichtigen 
Verhandlungen dienen 

Werden dieſelben jedoch blos deshalb aufgenommen, 

um den Betrag einer Abgabe auszumitteln, ſo iſt die im 
F. 3. b. der Verordnung vom 19. Juli 1867. ausgeſprochene 
Befreiung auf ſie anzuwenden. 


Legaliſation von Urkunden, ſofern ſie nicht auf der Ur⸗ 
kunde ſelbſt ſtattfindet 
ſonſt . 

Lehnbriefe, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. ER 

Münz⸗ und Probir ſcheine über Gold und Silber, welches 
zur Verarbeitung in der Königlichen Münze von Privat⸗ 
perſonen eingeliefert worden | 

Muthſcheine, ſowohl wenn dadurch die Muthung eines 
Lehens bekundet wird, als auch wenn dieſelben zum Be⸗ 
weiſe der eingelegten Muthung auf einen Bergbau dienen 


a Die den Notariats⸗Inſtrumenten unmittelbar bei⸗ 
ö ige Regiſtraturen und Atteſte über die Errichtung und 
| Unterzeichnung derſelben find als ein Theil der Inſtrumente 

ſelbſt anzuſehen und bedürfen daher keines beſonderen 


Stempels. 


91. [Päſſe zu Reifen, in der Regel.. 


92. 


93. 


Für Handwerksburſchen, Dienſtboten, Tagelöhner und 
andere Perſonen ähnlichen Standes jedoch nurn 
Für Staats und Kommunalbeamte in Dienſtgeſchäften 
Päſſe zum Transport von Leichen, wegen deren Beerdi⸗ 
gung außer dem Kirchſprengel, worin der Todesfall ſich 
ereignet hatt. 2 Rthlr. 


Protokolle, welche in Privatangelegenheiten vor einem 
Notar oder einem mit richterlichen oder polizeilichen Ver⸗ 
richtungen, oder mit Verwaltung öffentlicher allgemeiner 
Abgaben beauftragten Staats⸗ oder Kommunalbeamten oder 
einer dergleichen Behörde aufgenommen werden: 

a) wenn fie die Stelle einer Beſchwerdeſchrift, Bittſchrift, 
Eingabe oder eines Geſuches vertreten 
b) wenn diejenigen Perſonen, mit welchen das Protokoll 
aufgenommen wird, auf Erfordern eine Auskunft 
geben, oder eine Ausſage als Zeugen ablegen, oder 
eine Verbindlichkeit zu einer Leiſtung oder Unterlaffung 
dadurch übernehmen, inſofern nicht die Poſition 46. 
155 an vom 19. Juli 1867. zur Anwendung 
11!!! es slee eigeing 


Rekognitions⸗Protokolle, wenn fie die Stelle der Atteſte 
vertre kern 


wenn auf deren Grund Rekognitions⸗Atteſte ausgefertigt 


ei!!! 8 
Requiſitionen, wie Ausfertigungen, ſ. dieſe. 
Reſolutionen, ſchriftliche, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 
Strafreſolute der Finanzbehörden, ſowie auch der Polizei⸗ 

behörden, ſofern die Strafe, den Werth des Konfiskates 

mit einbegriffen, mehr als fünf Thaler in Gelde oder ver⸗ 
hältnißmäßiges Gefängniß beträgt 
Taufſcheine, wie amtliche Atteſte, |. Atteſte. 


Taxen von Grundſtücken ſind inſofern ſtempelpflichtig, als 
fie wegen eines Privatintereſſes unter Aufficht einer öffent⸗ 
lichen Behörde aufgenommen werden, und erfordern als⸗ 
dann einen Stempel vo nn. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7340) ; 49 


frei. 


15 


15 


frei. 


15 


Der Stempel wird jedoch nicht angewandt, wenn die 
Taxe zum Gebrauche bei einer Subhaſtation oder Erb⸗ 
theilung aufgenommen und in Folge deſſen von dem tarir⸗ 
ten Gegenſtande ein Kaufſtempel oder eine Erbſchafts⸗ 
abgabe entrichtet wird. g d 
Todtenſcheine, wie amtliche Attefte, |. dieſe. 
Trauſcheine, desgleichen. t 12 
5 Urlaubsertheilungen, wie Ausfertigungen, f. dieſe. 
Verfügungen, amtliche, in Angelegenheiten des Empfän⸗ 
I gers oder überhaupt an Privatperſonen in Privatangelegen⸗ 
heiten, wie Ausfertigungen, 1. dieſe. LE 
Vokationen der Geiſtlichen und Schullehrer, wie Beſtal⸗ 
lungen, ſ. Poſition 9. des Tarifs vom 19. Juli 1867. 
Vorſtellungen, wie Geſuche, ſ. dieſe. 8 
Wanderpäffe, ſ. Päſſe. 5 


Gegeben Berlin, den 24. Februar 1869. e 
5 (L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. 2255 Rö i N 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
/ Leonhardt. 
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(Nr. 7341.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Januar 1869., betreffend die Verleihung der 
8 fiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von Oſterwieck über Stötterlingenburg und Lüttgenrode bis zur Grenze 

mit der Provinz Hannover in der Richtung nach Vienenburg. 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von der Stadt⸗ 
emeinde Oſterwieck und der Landgemeinde Lüttgenrode in Gemeinſchaft mit dem 
Kittergute Stötterlingenburg, im Kreiſe Halberftadt, Regierungsbezirk Magdeburg, 
beabſichtigten chauſſeemäßigen Ausbau der Straße von Oſterwieck über Stötter⸗ 
lingenburg und Lüttgenrode bis zur Grenze mit der Provinz Hannover in der 
Richtung nach Vienenburg genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch der Stadt⸗ 
gemeinde Oſterwieck und der Landgemeinde Lüttgenrode in Gemeinſchaft mit dem 
Rittergute Stötterlingenburg das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 
hau⸗ und ee Force nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
den beſtehenden Vorſchriften, in n auf dieſe Straße. Zugleich will 

en genannten Gemeinden und dem Rittergute Stötterlingenburg gegen 
Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße das Recht 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗ 
aller jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben 
enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Er⸗ 
hebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den 


Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen 


die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen 
e der Chauſſeepolizei⸗ Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung 
ommen. 


Der gegenwärtige Erlaß ift durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 30. Januar 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Cr. 9841-7342.) f (Nr. 7342) 


N 


(Nr. 7342.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Februar 1869., betreffend die Verleihung der 
ſiskaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Gemeinde⸗ 
Chauſſee von Oſterwick nach Holtwick im Kreiſe Coesfeld des Regierungs⸗ 
bezirks Münſter. 8 


Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Gemeinde⸗Chauſſee von Oſterwick nach Holtwick im Kreiſe Coesfeld des Regierungs⸗ 
bezirks Münſter genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch den Gemeinden Oſterwick 
und Holtwick das Expropriationsrecht für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich den genannten 
Gemeinden gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der 
Straße das echt & Erhebung des e nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗ 1 jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen; ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtim⸗ 
mungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch ver⸗ 
leihen. Auch ſollen die dem e ee vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehängten Beſtimmungen wegen der hauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. a f 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. . f 1 


Berlin, den 1. Februar 1869. 


* 


Wilhelm. 


Sch. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 5 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſterlumg. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerel 
5 (R. v. Decker). 


